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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Markus Lehmann (cvp, BS) machte den drohenden Fachkräftemangel zum Argument für
sein vom Nationalrat angenommenes Postulat. Der Wirtschaft werde die
Weiterbeschäftigung von hochqualifizierten Fachkräften, auch nach deren
Pensionierung, empfohlen. Diese Empfehlungen hätten mehr Gewicht, wenn der Bund
mit gutem Beispiel vorangehe. Deshalb brauche es einen Bericht, der die bisher
hinsichtlich Weiterbeschäftigung von Bundesangestellten nach Erreichen des
Rentenalters getroffenen Massnahmen und deren Erfolge aufzeige. 1

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Ende August 2015 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat Lehmann (cvp, BS) vor.
Der Basler Nationalrat hatte vor dem Hintergrund der Diskussionen um den
Fachkräftemangel verlangt, dass die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung von
hochqualifizierten Fachkräften in der Bundesverwaltung geprüft werden solle. Die
Regierung machte deutlich, dass das Problem mit dem Ausscheiden der Babyboomer-
Generation noch akzentuiert werde und sie die Weiterarbeit über das AHV-Alter hinaus
unterstütze. Die rechtlichen Grundlagen für eine Weiterbeschäftigung bis zum 70.
Lebensalter seien gegeben und die Möglichkeiten würden im Zusammenhang mit der
Laufbahnplanung in Führungskursen auch angesprochen. Laut Bericht haben Ende 2014
insgesamt 74 Personen in der Bundesverwaltung gearbeitet, die das ordentliche
Pensionsalter bereits überschritten hatten, 34 Frauen und 40 Männer. Der Wunsch
nach frühzeitiger Pensionierung sei in der Verwaltung wesentlich verbreiteter als die
Idee, länger zu arbeiten: Rund 2/3 der an der Personalbefragung 2014 teilnehmenden
Personen gaben den Wunsch eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsleben
preis. Lediglich knapp ein Fünftel der Befragten könne sich eine Beschäftigung über das
Pensionsalter hinaus vorstellen. 2

BERICHT
DATUM: 26.08.2015
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Verschiedene Resultate der Gesamterneuerungswahlen vom Vorjahr waren Anlass für
Vorstösse mit Reformvorschlägen für die Nationalratswahlen. Der Umstand, dass
erstmals seit 1979 kein Vertreter des französischsprachigen Berner Juras in den
Nationalrat gewählt wurde, bewegte den Kanton Bern zur Einreichung einer
Standesinitiative (12.314), die eine Zusicherung einer adäquaten Anzahl Sitze für
sprachliche Minderheiten in mehrsprachigen Kantonen fordert. Das Begehren war im
Berichtsjahr von der SPK-NR und der SPK-SR noch nicht behandelt worden. Eine
Motion der FDP-Liberale Fraktion (12.3374) und eine Motion Frehner (svp, BS) (12.3050)
forderten ein Verbot von Listenverbindungen. Wahltaktische Überlegungen hätten zu
Verzerrungen des Wählerwillens geführt. Frehner (svp, BS) führte in seiner Begründung
das Beispiel seines eigenen Kantons an, in welchem die abgewählte grüne Nationalrätin
Anita Lachenmeier (gp, BS) zwar etwa dreimal mehr Stimmen als der neu gewählte
Markus Lehmann (cvp, BS) erhalten habe, letzterer aber dank der Listenverbindung der
CVP mit GLP, EVP und BDP den Sitz erobern konnte. In seiner Stellungnahme wies der
Bundesrat darauf hin, dass Listenverbindungen in den vergangenen Jahrzehnten
tatsächlich kontinuierlich zugenommen hätten und eine Folge des
Sitzzuteilungsverfahrens Hagenbach-Bischoff seien. Vor- und Nachteile dieses
bewährten Systems würden sich die Waage halten und eine Änderung sei nicht
angezeigt. Die Verzerrungen seien primär Folge der sehr unterschiedlichen Grösse der
Kantone als Wahlkreise und ein Verbot von Listenverbindungen käme lediglich einer
Symptombekämpfung gleich. Beide Motionen wurden im Berichtsjahr noch nicht
behandelt. Eine Korrektur dieser Verzerrung mit Hilfe eines alternativen
Wahlverfahrens, des so genannten „doppelten Pukelsheim“, schlug eine Motion Minder
(parteilos, SH) (12.3711) vor. Mit dem doppeltproportionalen Sitzverteilungsverfahren
werden Sitze in einem ersten Schritt auf die Parteilisten gemäss nationalem
Wähleranteil und erst in einem zweiten Schritt auf die einzelnen Kantone verteilt. Damit
würden nicht nur Listenverbindungen obsolet, sondern auch Verzerrungen des
Wählerwillens würden zumindest verkleinert. Diese Idee, die bereits Gegenstand
mehrerer früherer erfolgloser Vorstösse (Po. 03.3377 (Genner), Po. 07.3884 (Waber),

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.11.2012
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Pa.Iv. 09.410 (Zisyadis)) sowie verschiedener kantonaler Reformen war, fand jedoch
weder beim Bundesrat noch in der kleinen Kammer genügend Anhänger. Der Bundesrat
wollte erst die Entwicklungen in den Kantonen abwarten, weil die Wahlprozedere
möglichst auf allen föderalen Stufen gleich sein sollten. Die ablehnende Haltung
gegenüber der Einführung des doppelten Pukelsheim in den Kantonen Bern, Luzern,
Schwyz, Zug, Solothurn, Basel-Stadt und St. Gallen weise auf eine gewisse Skepsis in der
Bevölkerung hin, auch wenn das Verfahren in den Kantonen Zürich, Aargau und
Schaffhausen eingeführt worden sei. Eine Motion Girod (gp, ZH) (11.4193) schliesslich
griff die Diskussionen um die Informationsbroschüre der Bundeskanzlei anlässlich der
Gesamterneuerungswahlen wieder auf. Die mit dem Titel „In der Kürze liegt die Würze“
versehene Wahlbroschüre erklärte mit Hilfe von Vergleichen aus der Gastronomie das
Wahlprozedere und stellte die Parteien vor. Der Motionär wollte die Bundeskanzlei
verpflichten, Wahlunterlagen zukünftig objektiv zu gestalten und auf klare Information
der Wählerschaft zu fokussieren. Die Motion wurde vom Bundesrat abgelehnt, da damit
eine 2007 beschlossene Darstellung der Parteien nicht mehr möglich sei. Obwohl die
Exekutive die Kritik des Motionärs nicht teilte, versprach der Bundesrat den Anregungen
im Hinblick auf eine neue Wahlanleitung für 2015 Rechnung zu tragen. 3

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Auch im Berichtjahr gab es eine Reihe von Gemeindefusionen. Im Jahr 2012 nahm die
Anzahl der Gemeinden in der Schweiz durch Eingemeindungen und Fusionen von 2'495
auf 2'408 erneut ab (2011 gab es ein Minus von 56 Gemeinden). In ihrem
Kantonsmonitoring bezeichnete Avenir Suisse Gemeindefusionen als ideale Lösung um
kommunale Aufgaben und Strukturen wieder deckungsgleich zu machen ohne die
Grundpfeiler Milizprinzip und Bürgerbeteiligung aufzugeben. Weil der Gewinn an
kommunalem Handlungsspielraum aber mit einer grösseren Distanz zwischen
Bürgerschaft und Behörden einhergehe, müsse Überzeugungsarbeit geleistet werden.
Die Studie zeigte auf, dass 19 der 26 Kantone Instrumente der Fusionsförderung
kennen. In Bern wurde etwa in einer Volksabstimmung ein Fusionszwang für jene
Gemeinden eingeführt, die ihre Aufgaben nicht mehr selbständig erfüllen können, aber
nicht von sich aus Fusionsdiskussionen aufnehmen wollen. Allerdings gab es auch Kritik
an Gemeindezusammenschlüssen. So scheiterte etwa Ende März eine Grossfusion im
Kanton Jura an der Urne. Mindestens neun der 13 Gemeinden hätten zustimmen
müssen, aber elf Gemeinden erteilten dem Vorhaben eine teilweise massive Abfuhr.
Angst vor Identitätsverlust, mangelnde Kommunikation und zu hohes Tempo wurden als
Gründe für die Ablehnung vermutet. Im Nationalrat wurde ein Postulat Lehmann (cvp,
BS) eingereicht, das von der Regierung einen Bericht über mögliche Abläufe von
Gemeindefusionen über Kantonsgrenzen hinweg verlangt. Der Vorstoss wurde 2012
noch nicht behandelt. Lehmann gilt als grosser Befürworteter eines vereinigten Kantons
Basel. 4

POSTULAT
DATUM: 02.04.2012
MARC BÜHLMANN

Der Trend zu immer weniger Gemeinden hielt auch 2013 weiter an. Im Berichtjahr
verringerte sich die Anzahl Gemeinden vor allem durch Gemeindefusionen von 2'408
auf 2'352. Die Zahl von 56 Gemeinden, die damit von der Landkarte verschwanden, war
leicht höher als der seit dem Jahr 2000 (2'899 Gemeinden) verzeichnete Schnitt von
minus 40 Gemeinden pro Jahr. In diesen dreizehn Jahren hat sich der Bestand der
Gemeinden also um 19% verringert. Der Trend zu Gemeindefusionen hat sich in den
letzten 20 Jahren deutlich verstärkt. 1860 wies die Schweiz noch 3'146 Gemeinden auf.
Die Tendenz dürfte auch in Zukunft anhalten: Eine von der Gewerkschaft VPOD
lancierte Volksinitiative im Kanton Tessin fordert etwa die Reduktion der Anzahl
Gemeinden im Südkanton von 135 auf 11. Eine Reformkommission im Kanton Wallis, die
die kantonale Verfassung revidieren soll, schlug die Halbierung der Gemeindezahl von
135 auf 40 bis 60 Gemeinden vor. Im Kanton Graubünden wurde eine von einer Allianz
aus linken Parteien, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden lancierte Initiative
zurückgezogen, die eine Reduktion der mehr als 150 Gemeinden auf 50 gefordert hätte.
Grund für den Rückzug seien die zahlreichen im Kanton bereits angestossenen
Reformen, die in die erwünschte Richtung gingen. Das im Nationalrat schon 2012
eingereichte Postulat Lehmann (cvp, BS), welches einen Bericht über mögliche
Gemeindefusionen über Kantonsgrenzen hinweg fordert, ist noch hängig. Der
Bundesrat, der das Postulat zur Ablehnung empfiehlt, machte geltend, dass eine
entsprechende nationale Regelung einen Eingriff in die Kantonsautonomie darstellen
würde und die wichtigsten Hindernisse für Gemeindezusammenschlüsse zudem nicht

POSTULAT
DATUM: 12.12.2013
MARC BÜHLMANN
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rechtlicher Natur seien, sondern emotionale und politische Elemente beträfen, wie
etwa Heimatgefühl oder Steuerhoheit. In der öffentlichen Debatte wurden
Gemeindefusionen als mögliche Lösung für die mit zunehmendem Desinteresse an
lokaler Politik einhergehende, wachsende Schwierigkeit, Gemeindeämter zu besetzen,
vorgeschlagen. 5

Da ein Postulat Lehmann (cvp, BS), das einen Bericht über die Möglichkeit von Fusionen
über Kantonsgrenzen hinweg verlangt hatte, mehr als zwei Jahre hängig war, wurde es
abgeschrieben. Der Bundesrat hätte das Anliegen ohnehin abgelehnt, weil es einen
Eingriff in die Kantonsautonomie dargestellt hätte. Markus Lehmann doppelte deshalb
im Berichtsjahr mit einem neuerlichen Postulat mit praktisch identischem Inhalt nach.
Er machte geltend, dass das Problem in den nächsten Jahren akuter werde, weil immer
mehr kleine Gemeinden die Aufgaben nicht mehr tragen könnten. Da eine regionale
Gemeindefusion über Kantonsgrenzen hinweg vielfach eine gute Lösung darstellen
würde, dies aber heute aus juristischen Gründen praktisch nicht möglich sei, sei es
angebracht, mit einem Bericht künftige Möglichkeiten zu evaluieren. Der Bundesrat
lehnte das Postulat erneut ab mit dem Hinweis, dass man nicht in die Hoheit der
Kantone eingreifen könne; zudem berührten Fusionen nicht nur rechtliche, sondern
auch politische, soziologische und emotionale Aspekte. 6

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Nach dem Ausschied von Markus Lehmann (cvp, BS) aus dem Nationalrat wurde dessen
Postulat Ende 2015 von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) übernommen. Im
Nationalrat wurde das Anliegen in der Sommersession mit 140 zu 20 Stimmen bei 26
Enthaltungen abgelehnt. Schneider-Schneiter argumentierte vergeblich, dass es
einfachere Verfahren brauche für Gemeinden, die über Kantonsgrenzen hinweg
fusionieren möchten. Die Schweiz brauche Gebietsstrukturen, die es erlaubten, dass
Gemeinden ihre Aufgaben autonom wahrnehmen können. Fusionen seien eine
Möglichkeit, dass die föderalen Strukturen erhalten blieben und müssten deshalb wenn
nicht gefördert, dann doch zumindest nicht künstlich verhindert werden. Bundesrätin
Simonetta Sommaruga erörterte noch einmal die Antwort des Bundesrates: Fusionen
könne man nicht erzwingen – die Überzeugungen für ein Zusammengehen zwischen
zwei Gemeinden müssten von unten wachsen und könnten nicht von oben vorgegeben
werden. Gebietsveränderungen zwischen den Kantonen seien zudem bereits mit der
neuen Bundesverfassung wesentlich vereinfacht worden. Die Magistratin konnte sich
zum Schluss ihres Votums einen Seitenhieb bezüglich der wachsenden Zahl an
Vorstössen nicht verkneifen – das Postulat Lehmann war ja das zweite dieser Art,
nachdem das erste bereits abgeschrieben worden war. Sommaruga wies darauf hin,
dass es gut wäre, wenn man sich bei Vorstössen, die ja in der Verwaltung immer auch
Kosten auslösten, auch überlegen würde, ob ähnliche Anliegen vielleicht früher schon
abgelehnt worden waren. Es wäre zudem gut, sich zu überlegen, ob immer alles wirklich
so wichtig sei. 7

POSTULAT
DATUM: 16.06.2016
MARC BÜHLMANN

Territorialfragen

Kantonsfusionen haben zwar in der Schweiz einen schweren Stand – 1969 war eine
Volksabstimmung für eine Fusion beider Basel und 2002 für eine Fusion der Kantone
Waadt und Genf mit grosser Mehrheit abgelehnt worden – blieben aber auch 2013
Medienthema. So wurden etwa weiterhin die Idee eines Kantons Zentralschweiz oder im
Rahmen der Jurafrage das Gebilde eines Kantons Nordwestschweiz (Arc jurassien)
diskutiert. Auch im Rahmen der 500-Jahr-Feiern der beiden Appenzell war eine
Wiedervereinigung Thema zumindest abstrakt-theoretischer Erörterungen.
Insbesondere die Fusionsbemühungen von Basel-Stadt und Basel-Landschaft waren
aber handfester und bereits 2012 durch die Lancierung von Fusionsinitiativen in beiden
Gliedstaaten angestossen worden. Ende März des Berichtjahrs wurden die Initiativen
mit 4'171 (BL) bzw. 3'621 Unterschriften (BS) eingereicht. Im Kanton Basel-Landschaft
wären 1'500 und im Kanton Basel-Stadt 3'000 Unterschriften nötig; beide
Unterschriftszahlen wurden aufgrund der ursprünglichen Euphorie nicht als
Glanzresultate gewertet. Die Abstimmung dürfte voraussichtlich im Jahr 2014
stattfinden. Bei einem Ja würde ein Verfassungsrat eingesetzt, der dann die
Rahmenbedingungen ausarbeiten würde, die in einen anschliessenden
Zusammenschluss führen sollen. Die Debatte verlief im Berichtjahr eher verworren und
ziemlich leidenschaftslos. Gewarnt wurde vor einer Spaltung der Bevölkerung in der
Frage und vor grossem administrativem Mehraufwand. Kritisiert wurde zudem, dass

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.2013
MARC BÜHLMANN
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keine Vorstudien zur Verfügung stünden, mit denen z.B. die Kostenfolgen einer Fusion
abgeschätzt werden könnten. Eine Simulationsstudie war von beiden
Kantonsregierungen noch 2012 abgelehnt worden; eine private Initiative durch den
Verein „Regio Basilensis“ für eine ebensolche Evaluation scheiterte an fehlenden
Finanzen. Gleichzeitig mit den Fusions-Initiativen wurde auch über drei von alt-
Nationalrat Hans-Rudolf Gysin (fdp, BL) angekündigte Initiativen diskutiert, mit denen
eine verstärkte überkantonale Zusammenarbeit, die Aufwertung beider Basel zu einem
Stand bzw. die Kombination dieser beiden Forderungen durchgesetzt werden sollen.
Gysin verstand seine Begehren als Gegenvorschläge zur Fusionsinitiative, die er im Falle
von echten Gegenvorschlägen auch wieder zurückziehe. Allerdings schob Gysin die
angekündigte Einreichung der Initiativen immer wieder hinaus, was ihm den Vorwurf
der Verschleppung des Fusionsprozesses einbrachte und für reichlich Verwirrung
sorgte. Ende August empfahl die Regierung des Kantons Basel-Landschaft die Fusions-
Initiative schliesslich mit 3:2 Stimmen (Reber, gp und Wüthrich, sp sprachen sich dafür
aus) zur Ablehnung, nachdem sie kurz über einen von Gegnern wie Befürwortern eher
kritisch betrachteten und überraschenden Gegenvorschlag nachgedacht, diese Idee
aber als zu kompliziert wieder verworfen hatte. Man wolle lieber auf eine vertiefte
Partnerschaft setzen. Diese Entscheidung, die aufgrund der verbreiteten
Fusionsskepsis im Kanton Basel-Landschaft nicht wirklich überraschte, wurde von den
Fusionsbefürwortern und den meisten Parteien im Kanton Basel-Stadt mit
Enttäuschung zur Kenntnis genommen. Ein Ja wäre als Signal für einen Prozess
interpretiert worden, mit dem auch die zukünftige Zusammenarbeit beider Basel hätte
diskutiert werden können. Mitte September beauftragte der Grosse Rat des
Stadtkantons die Regierung mit 73 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung deutlich, einen
Bericht zur Fusionsinitiative auszuarbeiten. Die Regierung selber machte keinen Hehl
daraus, dass sie das Begehren unterstützte. Auf eidgenössischer Ebene wurde ein Ende
2012 eingereichtes, vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlenes Postulat Lehmann (cvp,
BS) (12.4182), das von der Regierung eine Studie fordert, mit der Vor- und Nachteile von
Gebietsreformen aufgezeigt werden, im Plenum noch nicht behandelt. 8

Das Postulat Lehmann (cvp, BS), das einen Bericht über ökonomische Vor- und
Nachteile bei Gebietsreformen sowie über gesetzliche Grundlagen gefordert hatte,
wurde im Berichtsjahr abgeschrieben, weil es über zwei Jahre hängig war. 9

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Auf 26 Listen kämpfte bei den Nationalratswahlen im Kanton Basel-Stadt eine
Rekordzahl von 122 Anwärterinnen und Anwärtern um einen der fünf Nationalratssitze.
Im urbanen Basel lag der Frauenanteil auf den Listenplätzen mit 44.3% ebenfalls auf
einem national hohen Niveau, wenn auch der bisherige Höchstwert von 50% (1995)
nicht erreicht wurde. Auf linker Seite kam es zum traditionell rot-grünen
Schulterschluss. Wie schon bei den letzten Wahlen traten die Grünen zusammen mit
der Partei BastA (Basels starke Alternative) als grünes Bündnis an. Im Verbund mit der SP
wollte man so den 2011 an die CVP verlorenen Sitz wieder ins linke Lager zurückholen.
Die CVP ihrerseits führte eine breite Allianz der Mitte an, ergänzt durch die GLP und die
im Stadtkanton eher unbedeutenden Kleinparteien BDP und EVP. Die beiden liberalen
Parteien FDP und LDP fanden sich wie gewohnt zusammen, kritisierten aber zugleich
das – aus ihrer Sicht – fragwürdige Bündnis der CVP mit der GLP. Die SVP – auch im
Kanton Basel-Stadt wie so oft mit den anderen bürgerlichen Parteien zerstritten – ging
einzig mit der Eidgenössisch-Demokratischen Union (EDU) eine Listenverbindung ein.
Die am rechten Rand politisierende Volksaktion gegen zu viele Ausländer und Asylanten
(VA) sowie die Bewegung mach-politik.ch traten ohne Listenpartner an.

Als sogenannter Wackelsitz galt das Mandat von CVP-Nationalrat Markus Lehmann. Er
konnte 2011, dank einer Listenverbindung mit der GLP, den Sitz der grünen Anita
Lachenmeier-Thüring erobern. Kurioserweise hatte er damals nicht einmal die Hälfte
der Stimmen seiner Konkurrentin erreicht, was auf die Vorverteilung der Sitze gemäss
Listenstimmen zurückzuführen ist. Lehmann drohte 2015 neben rot-grüner auch
grünliberale Konkurrenz. Obwohl die GLP mit der CVP eine Listenverbindung einging,
galt der Schulterschluss selbst innerhalb der Parteien eher als Zweckehe. Die GLP
rechnete sich Chancen aus, den koalitionsinternen Sitz mit ihrem eigenen Kandidaten
David Wüest-Rudin neu zu besetzen. Ein möglicher Sitzverlust drohte auch der SVP,
nachdem durch Recherchen der Basler Zeitung bekannt wurde, dass deren

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Spitzenkandidat Sebastian Frehner in einen internen Spendenskandal verwickelt war. So
hatte dieser anlässlich der Wahlen 2011 einen SVP-Versand für Wahlspenden mit
eigener Werbung und einem privaten Spendenkonto ergänzt. Die parteiinterne
Angelegenheit wurde jedoch gegenüber der Öffentlichkeit geheim gehalten. Aus
arithmetischer Sicht war das Mandat der SVP, ähnlich wie der CVP-Sitz, am ehesten
durch das linke Lager gefährdet. Die Sozialdemokraten schielten dabei auf einen dritten
Sitz, währenddessen sich die Grünen Hoffnungen machten, eine Vertretung in der
grossen Kammer zurück zu erobern.

Angesichts des nationalen Rechtsrutsches schien es am Wahltag trotzdem
einigermassen überraschend, dass Rot-Grün den ersehnten Sitz tatsächlich
zurückerobern konnte. Fast für mehr Erstaunen sorgte jedoch die Personalie – holte
das Mandat doch mit Sibel Arslan von der Linksaussenpartei BastA eine Kandidatin, mit
welcher kaum jemand im Vorfeld gerechnet hatte. Die Mitte-Allianz, und mit ihr der
amtierende CVP-Nationalrat Markus Lehmann, ging hingegen leer aus. Für etwas
weniger Überraschung sorgte die Wahl des LDP-Regierungsrates Christoph Eymann,
welcher den bisherigen FDP-Nationalrat Daniel Stolz verdrängte. Grund dafür war, dass
die LDP ihren Wähleranteil auf 10.7% (+4.2 Prozentpunkte) steigern konnte, während die
FDP auf 8.5% (-2.4 Prozentpunkte) und damit hinter den vormalig kleineren
Bündnispartner abrutschte. Die SVP verteidigte den Sitz von Sebastian Frehner und
legte leicht auf 16.5% (+0.9 Prozentpunkte) zu. Wie die LDP legt an diesem Sonntag auch
die SP um ganze 4.2 Prozentpunkte zu (neu: 31.8%) und ermöglichte den Grünen damit
den erwähnten Sitzgewinn, obwohl jene nur noch 10% (-2.1 Prozentpunkte) der
Stimmen auf sich vereinigen konnten. Als rechnerischer Verlierer blieb die Mitteallianz
der CVP und der GLP übrig, welche als einziger der grossen Blöcke – neben dem Sitz –
an Wähleranteilen einbüsste. Die Nationalratsdelegation des Kantons Basel-Stadt
besteht neu aus zwei SP-Mitgliedern, einer Grünen und zwei Bürgerlichen (LDP, SVP).
Der Frauenanteil verdoppelte sich durch die Wahl von Sibel Arslan auf 40%, während
die Wahlbeteiligung mit 50.4% (+0.1 Prozentpunkte) im Vergleich zu 2011 fast identisch
blieb. 10

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Rahmen der Wintersession überwies der Nationalrat ein Postulat Lehmann (cvp, BS),
das den Bundesrat beauftragte, in der Botschaft zum neuen Geldspielgesetz den in der
Schweiz geltenden Schutz vor Spielsucht mit jenem des grenznahen Auslands zu
vergleichen. 11

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
LAURENT BERNHARD

Geld, Währung und Kredit

Versicherungen

Mittels einer Motion Lehmann (cvp, BS) sollte eine Änderung der Anlagerichtlinien der
Finma angestossen werden, die es Versicherern in Zukunft erlauben sollte, in
Infrastruktur von Alters- und Pflegeheimen zu investieren. Bis anhin waren solche
Investitionen aus Gründen mangelnder Rendite und fehlender objektiver
Bewertungsgrundlagen für Versicherungsgesellschaften nicht zulässig. Der Motionär
verwies in der Begründung zum einen auf den erhöhten Bedarf an Pflegeplätzen, zum
anderen auf die teils stark gestiegenen Immobilienpreise. Indem Versicherungen die
Möglichkeit erhielten, auch in Alters- und Pflegeheime zu investieren, sollte diesen
Entwicklungen Gegensteuer gegeben werden. Da Nationalrat Lehmann im Oktober 2015
die Wiederwahl in die grosse Kammer verpasste, wurde sein Antrag jedoch in der
darauffolgenden Wintersession abgeschrieben. 12

MOTION
DATUM: 03.12.2015
NICO DÜRRENMATT
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Frühjahrssession 2019 diskutierte der Ständerat als Zweitrat die Motion Grin (svp,
VD) «Erhöhung der Pauschalabzüge bei der direkten Bundessteuer zum Ausgleich der
Explosion der Krankenkassenprämien» sowie eine weitere Motion Lehmann (cvp, BS;
Mo. 15.4027) zum Abzug der Krankenkassenprämien von den Steuern. Die Mehrheit der
WAK-SR hatte zuvor Annahme der Motion Grin beantragt, da die Krankenkassenprämien
als «Teil der unvermeidlichen Lebenshaltungskosten» stark angewachsen, die
entsprechenden Abzüge aber bisher nicht angepasst worden seien. Eine Minderheit
Zanetti (sp, SO) beantragte die Ablehnung der Motion, da sie zu grossen Steuerausfällen
führen würde; Letztere bezifferten Zanetti und Kommissionssprecher Baumann (cvp,
UR) auf CHF 465 Mio. Zudem würden Personen mit höheren Einkommen
überproportional von den Abzügen profitieren, was – wie Zanetti in der Plenardebatte
erläuterte – dem Prinzip der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
zuwider laufe. Dies löste eine hitzige Debatte im Rat aus. Erich Ettlin (cvp, OW) zum
Beispiel konterte, dass eine Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit aus
Fairnesgründen eben nicht nur eine progressive Besteuerung der Einkommen, sondern
auch progressive Abzüge beinhalten müsse. Anita Fetz (sp, BS) betonte jedoch, dass das
Grundproblem bei den Krankenkassenprämien die Finanzierung durch Kopfsteuern sei
– dass man dort eben eine Flat Rate Tax und keine Progression habe. Dadurch sei vor
allem der Mittelstand benachteiligt, der keine Prämienverbilligungen erhalte.
Finanzminister Maurer verwies indes auf die Ineffizienz der in der Motion
vorgeschlagenen Massnahme: Personen mit hohen Einkommen würden dadurch nur
minimal entlastet, hingegen kosteten die Abzüge den Staat fast eine halbe Million
Franken. Dennoch sprach sich der Rat mit 30 zu 13 Stimmen für die Motion Grin aus
und lehnte die Motion Lehmann, wie auch von der Kommission beantragt, ab (vgl.
hier). 13

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Nachdem die kleine Kammer die Motion «Investitionsanreize für den langfristigen
Erhalt der Schweizer Stromproduktionsanlagen» ihrer UREK in der Frühlingssession
2018 angenommen hatte, beugte sich im Sommer 2018 die UREK-NR über das Geschäft.
Eine Mehrheit der Kommission beantragte die Annahme der Motion und begründete
dies mit der Notwendigkeit der Schaffung neuer Strategien und Regelungen vor Ablauf
der aktuell befristeten Marktprämie im Jahr 2023. Die neuen Massnahmen sollten
rechtzeitig in die Revision des StromVG Eingang finden. Eine Kommissionsminderheit
Knecht (svp, AG) war jedoch der Ansicht, dass die bestehenden, ausdrücklich
befristeten Unterstützungen für die Schweizer Wasserkraft ausreichend seien und
lehnte deshalb neue Subventionen ab.
In der nationalrätlichen Diskussion meldete sich als erstes Géraldine Marchand-Balet
(cvp, VS) für die UREK-NR zu Wort. Sie sah drei grössere Probleme in den
Versorgungssicherheitsannahmen des Bundesrates: Erstens könne zwar im Winter bei
einer Versorgungslücke auf französische und deutsche Stromimporte zurückgegriffen
werden, diese seien aber aufgrund der Produktionsmethoden – Kohle und Atom – nicht
nachhaltig. Zweitens würden rund 40 Prozent der inländischen Stromproduktion durch
den schrittweisen Ausstieg aus der Atomenergie wegfallen. Diese Lücke müsse
zwingend durch eine andere gesicherte Energiequelle gedeckt werden. Drittens sei die
Wasserkraft derzeit nicht rentabel, da die internationalen Strompreise zu tief seien, um
die Gestehungskosten der Schweizer Wasserkraft decken zu können. Zwar gebe es
deswegen jährlich eine Marktprämie in der Höhe von CHF 120 Mio., diese sei jedoch
beschränkt bis ins Jahr 2023 und verlange deshalb nach einer Nachfolgelösung. Zudem
sei unklar, ob die Nachbarländer stets bereit seien, kurzfristige Stromlücken in der
Schweiz zu schliessen, falls die erst kürzlich vom Nationalrat beschlossene strategische
Reserve nicht ausreichen sollte, um den inländischen Energiehunger zu decken. Eine
mögliche Unterstützungsmassnahme für die Wasserkraft – wie beispielsweise die
Senkung des Wasserrechtszinses, die auch in der Kommission angesprochen worden sei
– sei derzeit aber nicht mehrheitsfähig. Die Walliserin mahnte, es sei besser
vorauszuplanen als in der Not handeln zu müssen und es sei kurz- bis mittelfristig nötig,
sich aus der Abhängigkeit von Kohle- und Atomstrom loszulösen. Auch der Berner

MOTION
DATUM: 11.09.2018
MARCO ACKERMANN
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Nationalrat Hans Grunder (bdp, BE) zweifelte an den bundesrätlichen Annahmen zur
Versorgungssicherheit, die auf der Strommarktliberalisierung und dem unsicheren
Stromabkommen mit der EU basierten. Mit Verweis auf die Antwort des Bundesrates zu
einer Interpellation Lehmann (14.3501) seien in naher Zukunft Investitionen in die
Schweizer Wasserkraft in der Höhe von rund CHF 30 Mrd. zu tätigen. Sollten sich die
Annahmen des Bundesrates zur Versorgungssicherheit nicht bewahrheiten, seien
Alternativen erwünscht, um ebendiese nötigen Investitionen zu sichern, argumentierte
Grunder. Solche Alternativen könnten mithilfe der Motion der UREK-SR vorbereitet
werden.
Der Bundesrat hatte sich schon im Vorfeld gegen die Motion ausgesprochen. Gemäss
Bundesrätin Doris Leuthard bestehe keine Notwendigkeit für neue Subventionen, da
schon im Rahmen der Energiestrategie 2050 genügend Fördermittel vorhanden seien,
nachdem das Parlament unbefristete Investitionsbeiträge für Zubauten und
Erneuerungen gesprochen habe. Überdies bestehe bis ins Jahr 2023 die Marktprämie,
die Strompreise entwickelten sich positiv und die geplante Marktöffnung werde eine
noch bessere Versorgungssicherheit mit sich bringen.
In der grossen Kammer fand sich mit 102 zu 92 Stimmen schliesslich eine Mehrheit für
die Annahme der Motion. Gegen das Anliegen stimmten vorwiegend Angehörige der
Fraktionen der SVP, der GLP und der FDP. Die Motion wird somit in die bevorstehende
Revision des StromVG einbezogen werden. 14

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Eine bereits im März 2013 eingereichte Motion Lehmann (cvp, BS) verlangte vom
Bundesrat rechtliche und technische Massnahmen, damit Halter von Wechselschildern
die Autobahnvignette nicht mehrfach bezahlen müssen. Für Anhänger sei die
Vignettenpflicht ganz aufzuheben und für Motorräder sei sie einzuschränken, da diese
oft nur während des Sommers auf den Nationalstrassen verkehrten. Seine Ablehnung
der Motion begründete der Bundesrat damit, dass die Vignette keine
kontrollschildbezogene Steuer sondern eine fahrzeugbezogene Pauschalabgabe sei. Mit
einer differenzierten Abgabe wäre das einfache System der Klebevignette nicht
aufrechtzuerhalten. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Frühjahrssession 2015 mit
119 zu 55 Stimmen bei 6 Enthaltungen ab. 15

MOTION
DATUM: 10.03.2015
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Private Vorsorge

Im Mai 2016 erschien der Bericht «Bestandesaufnahme und Perspektiven im Bereich
der Langzeitpflege» in Erfüllung der Postulate Fehr (sp, ZH; Po. 12.3604), Eder (fdp, ZG;
Po. 14.3912) und Lehmann (cvp, BS; Po. 14.4165). Er wird hier beschrieben. 16

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Ein in der Sommersession 2015 im Nationalrat beratenes Postulat Lehmann (cvp, BS)
behandelte das Thema einer obligatorischen Pflegekostenversicherung. Es beauftragt
den Bundesrat, Szenarien für verschiedene Modelle zur Finanzierung der Alterspflege
vorzulegen und deren politische Umsetzbarkeit zu eruieren. In der Frühjahrssession war
das Postulat noch durch Bortoluzzi (svp, ZH) bekämpft und die Behandlung daher
verschoben worden. Auch in der Sommersession sprach sich der Gesundheitspolitiker
dafür aus, auf die Schaffung einer neuen Sozialversicherung für die Pflegefinanzierung
zu verzichten und stattdessen die bereits verfügbaren Institutionen zu nutzen. Der Rat
folgte diesem Einwand jedoch nicht und überwies das Postulat mit 130 zu 53 Stimmen
gegen den Willen der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion. 17

POSTULAT
DATUM: 02.06.2015
FLAVIA CARONI
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Eine von Markus Lehmann (cvp, BS) eingereichte und von Fabio Regazzi (cvp, TI)
übernommene Motion beabsichtigte, Krankenkassenprämien gemäss KVG steuerlich
abzugsfähig zu machen. Bis zu einem steuerbaren Einkommen von CHF 150‘000 sollten
100 Prozent der selbst bezahlten Prämien der KVG-Grundversicherung abzugsfähig
sein, bei höheren steuerbaren Einkommen würde der Anteil reduziert, bis ab CHF
351‘000 noch 10 Prozent übernommen würden. Durch einen Basisselbstbehalt sollen
die Ausfälle für den Bund „in einem verkraftbaren Bereich zu liegen kommen“. Als
Begründung gab der Motionär an, dass es aufgrund der starken Prämienaufschläge zu
einem Reallohnverlust komme, der vor allem den Mittelstand treffe. 

Der Bundesrat entgegnete in seiner Stellungnahme sowie durch Finanzminister Maurer
in der nationalrätlichen Debatte, dass Versicherungsprämien sowohl bei den kantonalen
als auch bei den eidgenössischen Einkommenssteuern bis zu einem Maximalbetrag
bereits abgezogen werden können. Grundsätzlich erachte der Bundesrat einen
vollständigen Abzug der tatsächlichen Kosten insofern als möglich, als sie
unvermeidliche Lebenshaltungskosten darstellen, denen niemand ausweichen könne.
Vor diesem Hintergrund sei dann aber die Abstufung des Abzugs für Besserverdienende
nicht zu rechtfertigen. Zudem müssten neben dem steuerbaren Einkommen
verschiedene Kosten hinzugerechnet werden, um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
korrekt einschätzen zu können. Schliesslich würde die Annahme der Motion zu
beträchtlichen Mindereinnahmen führen. Folglich empfahl die Regierung, die
„verkappte Reichtumssteuer”, wie es Bundesrat Maurer formulierte, abzulehnen. Der
Nationalrat entschied sich anders und stimmte der Motion mit 129 zu 53 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) zu. Befürwortet wurde die Motion geschlossen von der SVP-, BDP- und
CVP- sowie grösstenteils von der FDP-Fraktion, abgelehnt wurde sie von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktion. 18

MOTION
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

Zusammen mit der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) behandelte der Ständerat in der
Frühjahrssession 2019 die Motion Lehmann (cvp, BS), mit der er Krankenkassenprämien
gemäss KVG steuerlich abzugsfähig machen wollte. Mit 8 zu 4 Stimmen hatte die SGK-
SR die Motion Lehmann im Januar 2019 zur Ablehnung empfohlen. Zwar befürwortete
die Kommission eine Erhöhung der Pauschalabzüge, da die Krankenkassenprämien zu
den unvermeidlichen Lebenshaltungskosten gehörten. Die Abstufung der Abzüge, wie
sie die Motion Lehmann vorsah, würde jedoch das Steuersystem verkomplizieren.
Stattdessen sprach sich die Kommission mit 9 zu 3 Stimmen für die Motion Grin aus.
Nach ausführlicher Plenumsdebatte zur Frage, ob eine Abstufung der Abzüge nach
Einkommen gerecht sei, lehnte der Ständerat die Motion Lehmann in der
Frühjahrssession 2019 stillschweigend ab und sprach sich mit 30 zu 13 Stimmen für die
Motion Grin aus. 19

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In der Differenzbereinigung im September schaffte der Nationalrat als Erstrat bereits
alle bis auf eine der bestehenden Differenzen bei der RTVG-Revision aus der Welt:
Einer Minderheit Lehmann (cvp, BS) folgend schloss er sich gegen die Fraktionen der
BDP und SVP sowie einer qualifizierten FDP-Minderheit dem ständerätlichen Vorschlag
zur Erhöhung der Abgabenanteile an private Veranstalter an. Oppositionslos beschloss
die grosse Kammer, dem Ständerat folgend, auf eine Fixierung der Abgabenanteile für
Radio und Fernsehen zu verzichten. Entgegen einer starken Kommissionsminderheit
Rickli (svp, ZH) schloss sich der Nationalrat mit knappen 98 zu 90 Stimmen bei zwei
Enthaltungen ebenfalls dem ständerätlichen Vorschlag an, dass die Überschüsse aus
den Gebührenanteilen nicht an die Gebührenzahlenden zurückzuerstatten seien.
Erfolgreich beharrte der Nationalrat entgegen einer breiten Kommissionsminderheit
aus Mitte-Links auf der Möglichkeit eines fünfjährigen Opting-outs für Personen ohne
Empfangsgerät. Nachdem der Nationalrat sich in insgesamt fünf Differenzen dem
Ständerat angeschlossen hatte, beschloss die kleine Kammer, in dieser letzten Differenz
auf die Version des Nationalrats umzuschwenken. So konnte die Gesetzesvorlage noch
in der Herbstsession verabschiedet werden. Im Nationalrat stellten sich die Fraktionen
der GLP und SVP mit einer Mehrheit der FDP/Liberalen-Fraktion gegen die Vorlage,
womit diese mit 109 zu 85 Stimmen verabschiedet wurde. Etwas klarer waren die

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Mehrheitsverhältnisse im Ständerat, wo mit 28 zu 14 Stimmen zwei Drittel der
Kantonsvertreter die Vorlage befürworteten. 20

1) AB NR, 2014, S. 541; Po. 13.4081 
2) Bericht BR vom 26.8.2015; AZ, NZZ, 27.8.15; BaZ, 16.9.15
3) AB NR, 2012, S. 535, zur Mo. 11.4193 (Girod); AB SR, 2012, S. 949 ff. zur Mo. 12.3711 Minder; NZZ, 29.3.12; BZ, 16.5.12; Bund,
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(FDP-Liberale) ; Stellungnahme BR vom 23.5.12 zur Mo. 12.3050 (Frehner)
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19) AB SR, 2019, S. 42 ff.; Bericht WAK-SR vom 14.1.19
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